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A r t i k e l  1

Hamburgisches Informationsfreiheitsgesetz (HmbIFG)

§ 1

Gesetzeszweck

Zweck dieses Gesetzes ist es, den freien Zugang zu den bei
den in § 3 bezeichneten Stellen vorhandenen Informationen
sowie die Verbreitung dieser Informationen zu gewährleisten
und die grundlegenden Voraussetzungen festzulegen, unter
denen derartige Informationen zugänglich gemacht werden
sollen.

§ 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes sind

1. Informationen alle in Schrift-, Bild-, Ton- oder Datenverar-
beitungsform oder auf sonstigen Informationsträgern bei
auskunftspflichtigen Stellen vorhandenen Aufzeichnun-
gen;

2. Informationsträger alle Medien, die Informationen in
Schrift-, Bild-, Ton- oder Datenverarbeitungsform oder in
sonstiger Form speichern können;

3. Behörden alle Stellen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Ham-
burgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes; einer Behörde
im Sinne dieser Vorschrift steht eine natürliche Person oder
juristische Person des Privatrechts gleich, soweit sich die in
§ 3 Absatz 1 genannten Stellen dieser Person zur Erfüllung
ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben bedienen oder dieser
Person die Erfüllung öffentlich-rechtlicher Aufgaben über-
tragen wird;

4. auskunftspflichtige Stellen die in § 3 bezeichneten Stellen.

§ 3

Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften über den Zugang zu Informationen gel-
ten für die Behörden der Freien und Hansestadt Hamburg
sowie ihre Anstalten, Körperschaften und Stiftungen öffent-
lichen Rechts, auch, soweit diese Bundesrecht oder Recht der
Europäischen Gemeinschaften ausführen.

(2) Ein Anspruch auf Informationszugang besteht nicht

1. gegenüber der Bürgerschaft, soweit sie im Rahmen der
Gesetzgebung tätig geworden ist, sowie gegenüber dem Ein-
gabenausschuss, Untersuchungsausschüssen, dem Kon-
trollausschuss zur parlamentarischen Kontrolle des Senats
auf dem Gebiet des Verfassungsschutzes gemäß § 24 des
Hamburgischen Verfassungsschutzgesetzes vom 7. März
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Gesetz
zum Neuerlass des Hamburgischen Informationsfreiheitsgesetzes

Vom 17. Februar 2009

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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1995 (HmbGVBl. S. 45), zuletzt geändert am 17. Februar
2009 (HmbGVBl. S. 29, 32), und der Kommission (G 10-
Kommission) zur Durchführung des Gesetzes zur
Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis-
ses der Hamburgischen Bürgerschaft;

2. gegenüber Gerichten, Strafverfolgungs- und Strafvoll-
streckungsbehörden sowie Disziplinarbehörden, soweit sie
als Organe der Rechtspflege oder auf Grund besonderer
Rechtsvorschriften in richterlicher Unabhängigkeit tätig
geworden sind;

3. gegenüber dem Rechnungshof, soweit er in richterlicher
Unabhängigkeit tätig geworden ist;

4. gegenüber dem Landesamt für Verfassungsschutz sowie
gegenüber den Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen
der Freien und Hansestadt Hamburg, soweit sie Aufgaben
im Sinne des § 10 Nummer 3 des Hamburgischen Sicher-
heitsüberprüfungsgesetzes vom 25. Mai 1999 (HmbGVBl. 
S. 82), zuletzt geändert am 17. Februar 2009 (HmbGVBl.
S. 29, 32), in der jeweils geltenden Fassung wahrnehmen;

5. für Vorgänge der Steuererhebung und Steuerfestsetzung
sowie der Innenrevisionen der in Absatz 1 genannten Stel-
len einschließlich ihrer Berichte;

6. für Unterlagen, die Prognosen, Bewertungen, Empfehlun-
gen oder Anweisungen in Zusammenhang mit der gericht-
lichen oder außergerichtlichen Geltendmachung oder
Abwehr von Ansprüchen enthalten;

7. für Informationen, die im Zusammenhang mit der Aufga-
benwahrnehmung der Arbeitsgruppe Scientology bei der
Behörde für Inneres stehen;

8. soweit die in Absatz 1 genannten Stellen als Unternehmen
am Wettbewerb teilnehmen oder Grundlagen- oder anwen-
dungsbezogene Forschung betreiben;

9. wenn Aufgaben wahrgenommen werden, die der Anerken-
nung und Beaufsichtigung von Stiftungen des bürgerlichen
Rechts oder der Verwaltung von Beteiligungen der Freien
und Hansestadt Hamburg an Unternehmen des privaten
Rechts, soweit diese am Wettbewerb teilnehmen, dienen.

§ 4

Informationsfreiheit

Jede natürliche Person und juristische Person des Pri-
vatrechts hat Anspruch auf Zugang zu den bei den in § 3
bezeichneten Stellen vorhandenen Informationen.

§ 5

Ausgestaltung des Informationszugangsanspruchs

(1) Die auskunftspflichtigen Stellen haben grundsätzlich
nach Wahl der antragstellenden Person Auskunft zu erteilen
oder die Informationsträger zugänglich zu machen, die die
begehrten Informationen enthalten.

(2) Handelt es sich um vorübergehend beigezogene Akten
anderer öffentlicher Stellen, die nicht Bestandteil der eigenen
Aufzeichnungen werden sollen, so weist die auskunftspflich-
tige Stelle auf diese Tatsache hin und nennt die für die Ent-
scheidung über die Akteneinsicht zuständige Stelle.

(3) Die auskunftspflichtigen Stellen stellen ausreichende
zeitliche, sachliche und räumliche Möglichkeiten für den
Informationszugang zur Verfügung. Die Anfertigung von Noti-
zen ist gestattet. Kann die auskunftspflichtige Stelle die Anfor-
derungen von Satz 1 nicht erfüllen, stellt sie Kopien zur Verfü-
gung. Die §§ 17 und 19 des Hamburgischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes gelten entsprechend.

(4) Die auskunftspflichtige Stelle stellt auf Antrag Kopien
der Informationsträger, die die begehrten Informationen ent-
halten, auch durch Versendung, zur Verfügung. Hat die antrag-
stellende Person keine Auswahl zum Übermittlungsweg getrof-
fen, ist regelmäßig die kostengünstigste Form der Übermitt-
lung zu wählen.

(5) Soweit Informationsträger nur mit Hilfe von Maschinen
lesbar sind, stellt die auskunftspflichtige Stelle auf Verlangen
der antragstellenden Person maschinenlesbare Informa-
tionsträger einschließlich der erforderlichen Leseanweisungen
oder lesbare Ausdrucke zur Verfügung.

(6) Die auskunftspflichtige Stelle kann auf eine Veröffent-
lichung insbesondere im Internet verweisen, wenn sie der
antragstellenden Person die Fundstelle angibt.

§ 6

Antragstellung

(1) Der Zugang zu Informationen wird auf Antrag gewährt.
Der Antrag soll schriftlich gestellt werden; eine elektronische
oder mündliche Antragstellung ist zulässig.

(2) Im Antrag sind die begehrten Informationen zu
umschreiben. Sofern der antragstellenden Person Angaben zur
Umschreibung der begehrten Informationen fehlen, hat die
angerufene auskunftspflichtige Stelle sie oder ihn zu beraten.

(3) Der Antrag soll bei der auskunftspflichtigen Stelle
gestellt werden, bei der die begehrten Informationen vorhan-
den sind. § 5 Absatz 2 bleibt unberührt. Ist die angerufene
Stelle nicht die auskunftspflichtige Stelle, so hat die angerufene
Stelle die nach Satz 2 zuständige Stelle zu ermitteln und der
antragstellenden Person zu benennen.

(4) Im Fall des § 2 Nummer 3 zweiter Halbsatz besteht der
Anspruch gegenüber derjenigen Behörde, die sich einer natür-
lichen Person oder juristischen Person des Privatrechts zur
Erfüllung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben bedient. Im
Falle der Beleihung besteht der Anspruch gegenüber dem
Beliehenen.

§ 7

Bescheidung des Antrages

(1) Die auskunftspflichtigen Stellen machen die begehrten
Informationen unverzüglich, spätestens aber innerhalb eines
Monats nach Eingang des hinreichend bestimmten Antrags bei
der Stelle zugänglich.

(2) Die Ablehnung eines Antrags oder die Beschränkung
des begehrten Zugangs zu Informationen ist innerhalb der in
Absatz 1 genannten Frist schriftlich bekannt zu geben und zu
begründen. Wurde der Antrag mündlich gestellt, gilt Satz 1 nur
auf ausdrückliches Verlangen der antragstellenden Person.

(3) Können die gewünschten Informationen nicht oder
nicht vollständig innerhalb eines Monats zugänglich gemacht
werden oder erfordern Umfang oder Komplexität eine inten-
sive Prüfung, so kann die auskunftspflichtige Stelle die Frist
auf zwei Monate verlängern. Die antragstellende Person ist
über die Fristverlängerung unter Angabe der maßgeblichen
Gründe schriftlich zu informieren. Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Wird der Antrag nicht innerhalb der in Absatz 1 oder
Absatz 3 genannten Frist beschieden, gilt dies als Ablehnung.

(5) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz werden
Gebühren, Zinsen und Auslagen nach dem Gebührengesetz
vom 5. März 1986 (HmbGVBl. S. 37), zuletzt geändert am 
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11. Juli 2007 (HmbGVBl. S. 236), in der jeweils geltenden Fas-
sung erhoben.

§ 8

Schutz öffentlicher Belange und der Rechtsdurchsetzung

Der Antrag auf Zugang zu Informationen ist abzulehnen,
soweit und solange

1. das Bekanntwerden der Informationen die internationalen
Beziehungen, die Beziehungen zum Bund oder zu einem
Land, die Landesverteidigung oder die innere Sicherheit
nicht unerheblich gefährden würde;

2. durch die Bekanntgabe der Informationen der Verfahrens-
ablauf eines anhängigen Gerichtsverfahrens, eines Ord-
nungswidrigkeitenverfahrens oder eines Disziplinarverfah-
rens erheblich beeinträchtigt würde;

3. die Bekanntgabe der Informationen den Erfolg eines straf-
rechtlichen Ermittlungsverfahrens gefährden würde;

4. wenn das Bekanntwerden der Information geeignet wäre,
fiskalische Interessen der Freien und Hansestadt Hamburg
im Wirtschaftsverkehr zu beeinträchtigen.

§ 9

Schutz des Entscheidungsbildungsprozesses

(1) Der Antrag auf Zugang zu Informationen soll bis zur
ersten Sachentscheidung abgelehnt werden für Entwürfe zu
Entscheidungen sowie Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer
unmittelbaren Vorbereitung.

(2) Nicht der unmittelbaren Vorbereitung dienen Unter-
lagen (insbesondere Gutachten, Stellungnahmen, Auskünfte,
Ergebnisse von Beweiserhebungen), die lediglich in tatsäch-
licher und rechtlicher Hinsicht Grundlagen der zu treffenden
Entscheidung bilden beziehungsweise noch einer Bewertung
bedürfen, ohne ihrerseits Entscheidungsvorschläge zu enthalten.

(3) Der Antrag soll abgelehnt werden für Vorentwürfe und
Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs und alsbald ver-
nichtet werden sollen, weil sie nicht erforderlich und geeignet
sind, die getroffene Entscheidung sowie den maßgeblichen
Entscheidungsprozess einschließlich der beteiligten Stellen
nachvollziehbar und überprüfbar zu dokumentieren.

(4) Geheim zu halten sind Protokolle von Beratungen,
deren Vertraulichkeit durch Rechtsvorschrift vorgesehen ist,
einschließlich der sich im Besitz dieses Gremiums befind-
lichen Beratungsunterlagen, sowie Unterlagen, die durch die
Verschlusssachenanweisung für die Behörden der Freien und
Hansestadt Hamburg vom 9. November 1982 in der jeweils
geltenden Fassung geschützt sind.

(5) Der Antrag auf Zugang zu Informationen kann abge-
lehnt werden, wenn das Bekanntwerden des Inhaltes der Infor-
mationen die Funktionsfähigkeit oder die Eigenverantwortung
des Senats beeinträchtigt.

(6) Informationen, die nach Absatz 1 vorenthalten worden
sind, sind spätestens nach Abschluss des jeweiligen Verfahrens
zugänglich zu machen.

§ 10

Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen

(1) Der Antrag auf Zugang zu Informationen ist abzuleh-
nen, soweit durch die Übermittlung der Informationen ein
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis offenbart wird und die
schutzwürdigen Belange der oder des Betroffenen das Offenba-
rungsinteresse der Allgemeinheit überwiegen.

(2) Soll Zugang zu Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen
gewährt werden, so hat die auskunftspflichtige Stelle der oder
dem Betroffenen vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben.

§ 11

Schutz personenbezogener Daten

(1) Der Antrag auf den Zugang zu Informationen ist abzu-
lehnen, soweit durch das Bekanntwerden der Informationen
personenbezogene Informationen offenbart werden, es sei
denn,

1. die Offenbarung ist durch Rechtsvorschrift erlaubt;

2. die Offenbarung ist zur Abwehr erheblicher Nachteile für
das Allgemeinwohl oder von Gefahren für Leben, Gesund-
heit, persönliche Freiheit oder sonstiger schwerwiegender
Beeinträchtigungen der Rechte Einzelner geboten;

3. die oder der Betroffene hat in die Übermittlung eingewilligt
oder die Einholung der Einwilligung der oder des Betroffe-
nen ist nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand
möglich, und es ist offensichtlich, dass die Offenbarung im
Interesse der oder des Betroffenen liegt;

4. die antragstellende Person trägt ein rechtliches Interesse an
der Kenntnis der begehrten Informationen substantiiert vor
und überwiegende schutzwürdige Belange der oder des
Betroffenen stehen der Offenbarung nicht entgegen.

(2) Soll Zugang zu personenbezogenen Informationen
gewährt werden, so ist die oder der Betroffene über die Freigabe
von Informationen zu unterrichten, falls dies nicht mit einem
unvertretbaren Aufwand verbunden ist. Können durch den
Zugang zu Informationen schutzwürdige Belange der oder des
Betroffenen beeinträchtigt werden, so hat die auskunftspflich-
tige Stelle dieser oder diesem vorher Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.

§ 12

Einwilligung der Betroffenen

In den Fällen der §§ 10 und 11 ersucht die auskunftspflich-
tige Stelle auf Verlangen der antragstellenden Person die
Betroffene oder den Betroffenen um Einwilligung in die Frei-
gabe der begehrten Informationen.

§ 13

Beschränkter Informationszugang

Soweit und solange Informationen auf Grund der §§ 8 bis 11
nicht zugänglich gemacht werden dürfen, besteht Anspruch
auf Zugang zu den übrigen begehrten Informationen. Soweit
und solange eine Abtrennung nicht möglich ist, besteht
Anspruch auf Auskunftserteilung.

§ 14

Trennungsprinzip

Die Behörden sollen geeignete organisatorische Vorkehrun-
gen treffen, damit Informationen, die dem Anwendungsbe-
reich der §§ 8 bis 11 unterfallen, ohne unverhältnismäßigen
Aufwand abgetrennt werden können.
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§ 15

Anrufung der oder des Hamburgischen Beauftragten
für Datenschutz und Informationsfreiheit

(1) Eine Person, die der Ansicht ist, dass ihr Informations-
ersuchen zu Unrecht abgelehnt oder nicht beachtet worden ist
oder dass sie von einer auskunftspflichtigen Stelle eine
unzulängliche Antwort erhalten hat, kann die Hamburgische
Beauftragte oder den Hamburgischen Beauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit anrufen. Diese oder dieser
überwacht die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes bei
den Stellen im Sinne des § 3.

(2) Berufung und Rechtsstellung der oder des Hamburgi-
schen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit
richten sich nach §§ 21 und 22 des Hamburgischen Daten-
schutzgesetzes vom 5. Juli 1990 (HmbGVBl. S. 133, 165, 226),
zuletzt geändert am 17. Februar 2009 (HmbGVBl. S. 29, 33), in
der jeweils geltenden Fassung.

(3) Die in § 3 Absatz 1 genannten Stellen sind verpflichtet,
die Hamburgische Beauftragte oder den Hamburgischen
Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit und
ihre oder seine Beauftragten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben
zu unterstützen. Der oder dem Hamburgischen Beauftragten
für Datenschutz und Informationsfreiheit ist dabei insbeson-
dere

1. Auskunft zu ihren Fragen sowie die Einsicht in alle Unter-
lagen und Akten zu gewähren, die im Zusammenhang mit
dem Informationsanliegen stehen;

2. Zutritt zu Diensträumen zu gewähren.

Besondere Amts- und Berufsgeheimnisse stehen dem nicht
entgegen. Stellt der Senat im Einzelfall fest, dass durch eine mit
der Einsicht verbundene Bekanntgabe von Informationen die
Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefährdet ist, dürfen
die Rechte nach Satz 2 nur von der oder dem Hamburgischen
Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit per-
sönlich oder von ihr oder ihm schriftlich besonders damit
Beauftragten ausgeübt werden.

(4) Die oder der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz
und Informationsfreiheit informiert die Bürgerinnen und Bür-
ger über Fragen des Informationsfreiheitsrechts. Sie oder er
berät den Senat und die sonstigen in § 3 Absatz 1 genannten
Stellen in Fragen des Informationszugangs und kann Empfeh-
lungen zur Verbesserung des Informationszugangs geben. Auf
Ersuchen der Bürgerschaft, des Eingabenausschusses der Bür-
gerschaft oder des Senats soll die oder der Hamburgische
Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Hinwei-
sen auf Angelegenheiten und Vorgängen nachgehen, die ihren
beziehungsweise seinen Aufgabenbereich unmittelbar betref-
fen. Auf Anforderung der Bürgerschaft, des Senats oder eines
Viertels der Mitglieder der Bürgerschaft hat die oder der Ham-
burgische Beauftragte für Datenschutz und Informations-
freiheit Gutachten zu erstellen und Berichte zu erstatten.
Außerdem legt sie oder er mindestens alle zwei Jahre einen
Tätigkeitsbericht vor. Sie oder er kann sich jederzeit an die
Bürgerschaft wenden. Schriftliche Äußerungen gegenüber der
Bürgerschaft sind gleichzeitig dem Senat vorzulegen.

(5) Stellt die oder der Hamburgische Beauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit Verstöße gegen dieses Gesetz
bei nach § 3 informationspflichtigen Stellen fest, so fordert sie
oder er diese zur Mängelbeseitigung auf. Bei erheblichen Ver-
letzungen des Informationsfreiheitsrechts beanstandet sie oder
er dies

1. im Bereich der Verwaltung und der Gerichte der Freien und
Hansestadt Hamburg gegenüber dem für die Behörde oder

das Gericht verantwortlichen Senatsmitglied, im Bereich
der Bezirksverwaltung gegenüber dem für die Bezirksauf-
sichtsbehörde verantwortlichen Senatsmitglied;

2. im Bereich der der Aufsicht der Freien und Hansestadt
Hamburg unterstehenden juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts und deren öffentlich-rechtlich organisierten
Einrichtungen gegenüber dem Vorstand oder dem sonst
vertretungsberechtigten Organ;

3. im Bereich der Bürgerschaft und des Rechnungshofes
gegenüber der jeweiligen Präsidentin oder dem jeweiligen
Präsidenten.

Sie oder er soll zuvor die betroffene Stelle zur Stellung-
nahme innerhalb einer von ihr oder ihm zu bestimmenden
Frist auffordern und die zuständige Aufsichtsbehörde über die
Beanstandung unterrichten. Mit der Feststellung und der
Beanstandung soll die oder der Hamburgische Beauftragte für
Datenschutz und Informationsfreiheit Vorschläge zur Beseiti-
gung der Mängel und zur sonstigen Verbesserung des Informa-
tionszugangs verbinden.

(6) Werden die Mängel nicht fristgerecht behoben, richtet
die oder der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und
Informationsfreiheit eine weitere Beanstandung in den Fällen
des Absatzes 5 Satz 2 Nummer 1 an den Senat, in den Fällen des
Absatzes 5 Satz 2 Nummer 2 an die zuständige Aufsichts-
behörde.

(7) Vorschriften über den Rechtsschutz nach der Verwal-
tungsgerichtsordnung bleiben unberührt.

§ 16

Ansprüche auf Informationszugang
nach anderen Rechtsvorschriften

Rechtsvorschriften, die einen weitergehenden Zugang zu
Informationen ermöglichen oder ihre Grundlage in besonde-
ren Rechtsverhältnissen haben, bleiben unberührt.

A r t i k e l  2

Änderung des Hamburgischen Verfassungsschutzgesetzes

In § 8 Absatz 2 Satz 4 des Hamburgischen Verfassungs-
schutzgesetzes vom 7. März 1995 (HmbGVBl. S. 45), zuletzt
geändert am 14. Dezember 2007 (HmbGVBl. 2008 S. 13, 16),
wird die Textstelle „Dem Hamburgischen Datenschutzbeauf-
tragten“ durch die Textstelle „Der oder dem Hamburgischen
Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit“
ersetzt.

A r t i k e l  3

Änderung des Hamburgischen
Sicherheitsüberprüfungsgesetzes

Das Hamburgische Sicherheitsüberprüfungsgesetz vom 
25. Mai 1999 (HmbGVBl. S. 82), zuletzt geändert am 14. De-
zember 2007 (HmbGVBl. 2008 S. 13, 15), wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 2 Absatz 4 Satz 1 Nummer 7 wird die Textstelle „die
Hamburgische Datenschutzbeauftragte oder den Hambur-
gischen Datenschutzbeauftragten“ durch die Textstelle
„die Hamburgische Beauftragte bzw. den Hamburgischen
Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit“
ersetzt.
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2. § 23 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
2.1 In Satz 1 wird die Textstelle „die Hamburgische Daten-

schutzbeauftragte oder den Hamburgischen Datenschutz-
beauftragten“ durch die Textstelle „die Hamburgische
Beauftragte bzw. den Hamburgischen Beauftragten für
Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt und die
Textstelle „der Hamburgischen Datenschutzbeauftragten
oder dem Hamburgischen Datenschutzbeauftragten“ wird
durch die Textstelle „der bzw. dem Hamburgischen Beauf-
tragten für Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

2.2 In Satz 2 wird die Textstelle „der Hamburgischen Daten-
schutzbeauftragten oder des Hamburgischen Datenschutz-
beauftragten“ durch die Textstelle „der bzw. des Hambur-
gischen Beauftragten für Datenschutz und Informations-
freiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  4
Änderung des Gesetzes

zur Ausführung des Artikel 10-Gesetzes

§ 1 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Artikel 10-
Gesetzes vom 17. Januar 1969 (HmbGVBl. S. 5), zuletzt geän-
dert am 14. Dezember 2007 (HmbGVBl. 2008 S. 13, 16), wird
wie folgt geändert:

1. In Satz 2 wird die Textstelle „dem Hamburgischen Daten-
schutzbeauftragten“ durch die Textstelle „dem Hambur-
gischen Beauftragten für Datenschutz und Informations-
freiheit“ ersetzt.

2. In Satz 3 wird die Textstelle „der Hamburgische Daten-
schutzbeauftragte“ durch die Textstelle „der Hamburgische
Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit“
ersetzt.

A r t i k e l  5
Änderung des Hamburgischen Beamtengesetzes

In § 135 Absatz 1 Nummer 2 des Hamburgischen Beamten-
gesetzes in der Fassung vom 29. November 1977 (HmbGVBl. 
S. 367), zuletzt geändert am 6. Februar 2008 (HmbGVBl. S. 63),
wird die Textstelle „Hamburgischer Datenschutzbeauftragter“
durch die Textstelle „Hamburgischer Beauftragter für Daten-
schutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  6
Änderung des Hamburgischen Besoldungsgesetzes

In der Anlage 1 des Hamburgischen Besoldungsgesetzes in
der Fassung vom 22. Mai 1978 (HmbGVBl. S. 169, 203), zuletzt
geändert am 9. September 2008 (HmbGVBl. S. 327), wird im
Abschnitt Landesbesoldungsordnung B im Unterabschnitt
Besoldungsgruppe 4 die Textstelle „Hamburgischer Daten-
schutzbeauftragter“ durch die Textstelle „Hamburgischer
Beauftragter für Datenschutz und Informationsfreiheit“
ersetzt.

A r t i k e l  7
Änderung des Hamburgischen Datenschutzgesetzes

Das Hamburgische Datenschutzgesetz vom 5. Juli 1990
(HmbGVBl. S. 133, 165, 226), zuletzt geändert am 18. Novem-
ber 2003 (HmbGVBl. S. 537, 539), wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht erhält der Eintrag zum Vierten
Abschnitt folgende Fassung: „Die bzw. der Hamburgische
Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit“.

2. In § 5 Absatz 1 Satz 4, § 10a Absatz 3 Satz 2, § 11 Absatz 2
Satz 2, § 12 Absatz 3 Satz 3, § 21 Absatz 1 Satz 2, § 21 Ab-
satz 3 Satz 2, § 22 Absatz 1 Satz 1, § 22 Absatz 3 Satz 3, § 23

Absatz 1 Satz 3, § 23 Absatz 3 Satz 1, § 23 Absatz 3 Satz 5, 
§ 25 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 wird jeweils die Textstelle
„die bzw. der Hamburgische Datenschutzbeauftragte“
durch die Textstelle „die bzw. der Hamburgische Beauf-
tragte für Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

3. In § 12a Absatz 3 Satz 3 wird die Textstelle „der bzw. die
Hamburgische Datenschutzbeauftragte“ durch die Text-
stelle „der bzw. die Hamburgische Beauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

4. In § 5 Absatz 3 Satz 4, § 9 Absatz 3 Satz 1, § 10a Absatz 5
Satz 2, § 10a Absatz 5 Satz 3 Nummer 3, § 18 Absatz 6, § 21
Absatz 2, § 23 Absatz 1 Satz 2, § 23 Absatz 5 Satz 1, § 26
Absatz 1 wird jeweils die Textstelle „die Hamburgische
Datenschutzbeauftragte bzw. den Hamburgischen Daten-
schutzbeauftragten“ durch die Textstelle „die Hamburgi-
sche Beauftragte bzw. den Hamburgischen Beauftragten
für Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

5. In § 8 Absatz 4 Satz 3, § 10a Absatz 8, § 23 Absatz 6 Satz 1
und Absatz 7 Satz 1, § 26 Absatz 2 Satz 2, § 27 Absatz 2 Satz
2 wird jeweils die Textstelle „der bzw. dem Hamburgischen
Datenschutzbeauftragten“ durch die Textstelle „der bzw.
dem Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und
Informationsfreiheit“ ersetzt.

6. In § 3 Absatz 3 Satz 1, § 6 Absatz 1 Nummer 11, § 22 Absatz
2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 wird jeweils die Textstelle „der
bzw. des Hamburgischen Datenschutzbeauftragten“ durch
die Textstelle „der oder des Hamburgischen Beauftragten
für Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

7. Die Überschrift des Vierten Abschnitts erhält folgende
Fassung: „Die bzw. der Hamburgische Beauftragte für
Datenschutz und Informationsfreiheit“.

8. In § 21 Absatz 1 Satz 1 wird die Textstelle „eine Hamburgi-
sche Datenschutzbeauftragte oder einen Hamburgischen
Datenschutzbeauftragten“ durch die Textstelle „eine Ham-
burgische Beauftragte bzw. einen Hamburgischen Beauf-
tragten für Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

9. In § 17 Absatz 3 Satz 4, § 21 Absatz 3 Satz 1, § 22 Absatz 2
Satz 4 und Absatz 3 Satz 1, § 23 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2,
Absatz 4 Satz 1, § 25 Absatz 2 wird jeweils die Textstelle
„Die bzw. der Hamburgische Datenschutzbeauftragte“
durch die Textstelle „Die Hamburgische Beauftragte bzw.
der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit“ ersetzt.

10. In § 22 Absatz 2 Satz 1 wird die Textstelle „Der bzw. dem
Hamburgischen Datenschutzbeauftragten“ durch die
Textstelle „Der bzw. dem Hamburgischen Beauftragten für
Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  8

Änderung des Hamburgischen Meldegesetzes

Das Hamburgische Meldegesetz in der Fassung vom 
3. September 1996 (HmbGVBl. S. 231), zuletzt geändert am 
19. Februar 2008 (HmbGVBl. S. 74, 92), wird wie folgt geändert:

1. § 8 wird wie folgt geändert:

1.1 In Absatz 6 Satz 2 wird die Textstelle „den Hamburgischen
Datenschutzbeauftragten“ durch die Textstelle „den Ham-
burgischen Beauftragten für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit“ ersetzt.

1.2 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

1.2.1 In Satz 1 wird die Textstelle „dem Hamburgischen
Datenschutzbeauftragten“ durch die Textstelle „dem
Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und
Informationsfreiheit“ ersetzt.
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1.2.2 In Satz 2 wird die Textstelle „des Hamburgischen
Datenschutzbeauftragten“ durch die Textstelle „des
Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und
Informationsfreiheit“ ersetzt.

2. In § 31 Absatz 4 Satz 2 wird die Textstelle „Der Hamburgi-
sche Datenschutzbeauftragte“ durch die Textstelle „Der
Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  9
Änderung des Hamburgischen Krebsregistergesetzes

In § 9 Absatz 2 Satz 1 des Hamburgischen Krebsregisterge-
setzes vom 27. Juni 1984 (HmbGVBl. S. 129, 170), zuletzt geän-
dert am 24. April 2007 (HmbGVBl. S. 156), wird die Textstelle
„des Hamburgischen Datenschutzbeauftragten“ durch die
Textstelle „des Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz
und Informationsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  1 0
Änderung des Hamburgischen Gesetzes über Hilfen

und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten

In § 20 Absatz 1 Satz 4 des Hamburgischen Gesetzes über
Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten
vom 27. September 1995 (HmbGVBl. S. 235) wird die Textstelle
„dem Hamburgischen Datenschutzbeauftragten“ durch die
Textstelle „dem Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz
und Informationsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  1 1
Änderung des Gesetzes

über die Datenverarbeitung der Polizei

Das Gesetz über die Datenverarbeitung der Polizei vom 
2. Mai 1991 (HmbGVBl. S. 187, 191), zuletzt geändert am 
6. Oktober 2005 (HmbGVBl. S. 424, 428), wird wie folgt geändert:

1. In § 23 Absatz 4 Satz 2 wird die Textstelle „der Hamburgi-
sche Datenschutzbeauftragte“ durch die Textstelle „der
Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit“ ersetzt.

2. In § 26 Absatz 2 Satz 2 wird die Textstelle „Dem Hamburgi-
schen Datenschutzbeauftragten“ durch die Textstelle „Dem
Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  1 2
Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes

In § 100 Absatz 4 Satz 4 des Hamburgischen Schulgesetzes
vom 16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 
22. Juli 2008 (HmbGVBl. S. 279), wird die Textstelle „dem
Hamburgischen Datenschutzbeauftragten“ durch die Text-
stelle „der bzw. dem Hamburgischen Beauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  1 3
Änderung des Gesetzes zum Staatsvertrag

über den Rundfunk im vereinten Deutschland

Artikel 4 des Gesetzes zum Staatsvertrag über den
Rundfunk im vereinten Deutschland vom 16. Dezember
1991 (HmbGVBl. S. 425), zuletzt geändert am 2. Juli 2003
(HmbGVBl. S. 209, 221), wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 Satz 2 wird die Textstelle „Der Hamburgische
Datenschutzbeauftragte“ durch die Textstelle „Der Ham-
burgische Beauftragte für Datenschutz und Informations-
freiheit“ ersetzt.

2. In Absatz 2 Satz 1 wird die Textstelle „des Hamburgischen
Datenschutzbeauftragten“ durch die Textstelle „des Ham-
burgischen Beauftragten für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  1 4
Änderung des Hamburgischen Mediengesetzes

In § 33 Absatz 5 Satz 2 des Hamburgischen Mediengesetzes
vom 2. Juli 2003 (HmbGVBl. S. 209), geändert am 4. November
2005 (HmbGVBl. S. 443), wird die Textstelle „der Hamburgi-
sche Datenschutzbeauftragte“ durch die Textstelle „die bzw.
der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  1 5
Änderung des Hamburgischen Statistikgesetzes

§ 5 Absatz 2 des Hamburgischen Statistikgesetzes vom 
19. März 1991 (HmbGVBl. S. 79, 474), zuletzt geändert am 
2. Dezember 2003 (HmbGVBl. S. 543), wird wie folgt geändert:

1. In Satz 3 wird die Textstelle „des Hamburgischen Daten-
schutzbeauftragten“ durch die Textstelle „des Hamburgi-
schen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfrei-
heit“ ersetzt.

2. In Satz 5 wird die Textstelle „Dem Hamburgischen Daten-
schutzbeauftragten“ durch die Textstelle „Dem Hamburgi-
schen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfrei-
heit“ ersetzt.

A r t i k e l  1 6
Änderung des Hamburgischen Strafvollzugsgesetzes

Das Hamburgische Strafvollzugsgesetz vom 14. Dezember
2007 (HmbGVBl. S. 471) wird wie folgt geändert:

1. In § 122 Absatz 3 Satz 2 wird die Textstelle „Die bzw. der
Hamburgische Datenschutzbeauftragte“ durch die Text-
stelle „Die bzw. der Hamburgische Beauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

2. In § 129 wird die Textstelle „den Hamburgischen Daten-
schutzbeauftragten“ durch die Textstelle „die bzw. den
Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  1 7
Änderung des Hamburgischen Maßregelvollzugsgesetzes

In § 16 Absatz 5 Satz 1 des Hamburgischen Maßregelvoll-
zugsgesetzes vom 7. September 2007 (HmbGVBl. S. 301) wird
die Textstelle „der Hamburgischen Datenschutzbeauftragten
bzw. dem Hamburgischen Datenschutzbeauftragten“ durch die
Textstelle „der bzw. dem Hamburgischen Beauftragten für
Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  1 8
Änderung des Hundegesetzes

Das Hundegesetz vom 26. Januar 2006 (HmbGVBl. S. 37),
geändert am 16. Dezember 2008 (HmbGVBl. S. 434), wird wie
folgt geändert:

1. In § 24 Absatz 5 und § 25 Absatz 4 wird jeweils die Textstelle
„Die bzw. der Hamburgische Datenschutzbeauftragte“
durch die Textstelle „Die bzw. der Hamburgische Beauf-
tragte für Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

2. In § 26 Satz 2 wird die Textstelle „die bzw. der Hamburgi-
sche Datenschutzbeauftragte“ durch die Textstelle „die bzw.
der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit“ ersetzt.
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A r t i k e l  1 9

Änderung der Datenschutzordnung
der Hamburgischen Bürgerschaft

In § 14 Absatz 7 Satz 1 der Datenschutzordnung der Ham-
burgischen Bürgerschaft vom 19. Oktober 1999 (HmbGVBl. 
S. 243), geändert am 12. September 2001 (HmbGVBl. S. 383),
wird die Textstelle „Die oder der Hamburgische Datenschutz-
beauftragte“ durch die Textstelle „Die bzw. der Hamburgische
Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit“ 
ersetzt.

A r t i k e l  2 0

Änderung der Ausländerdatenverarbeitungsverordnung

Die Ausländerdatenverarbeitungsverordnung vom 9. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 253), zuletzt geändert am 24. Juli
2007 (HmbGVBl. S. 241), wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Absatz 3 Satz 6 wird die Textstelle „Der oder dem
Hamburgischen Datenschutzbeauftragten“ durch die Text-
stelle „Der bzw. dem Hamburgischen Beauftragten für
Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

2. In § 5 Absatz 3 Satz 7 und Absatz 4 Satz 4 wird jeweils die
Textstelle „der oder dem Hamburgischen Datenschutzbe-
auftragten“ durch die Textstelle „der bzw. dem Hamburgi-
schen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfrei-
heit“ ersetzt.

A r t i k e l  2 1

Änderung der Ausländeraltersangabendateiverordnung

In § 6 Absatz 3 Satz 6 der Ausländeraltersangabendateiver-
ordnung vom 7. Oktober 2003 (HmbGVBl. S. 491), zuletzt
geändert am 7. Dezember 2004 (HmbGVBl. S. 514), wird die
Textstelle „Der oder dem Hamburgischen Datenschutzbeauf-
tragten“ durch die Textstelle „Der bzw. dem Hamburgischen
Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit“
ersetzt.

A r t i k e l  2 2

Änderung der Immobiliendatenbankverordnung

In § 3 Absatz 5 Satz 6 der Immobiliendatenbankverordnung
vom 6. Februar 2007 (HmbGVBl. S. 33) wird die Textstelle
„Der oder dem Hamburgischen Datenschutzbeauftragten“
durch die Textstelle „Der bzw. dem Hamburgischen Beauftrag-
ten für Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  2 3

Änderung der Meldedatenübermittlungsverordnung

Die Meldedatenübermittlungsverordnung vom 9. Septem-
ber 1997 (HmbGVBl. S. 453), zuletzt geändert am 7. August
2007 (HmbGVBl. S. 247), wird wie folgt geändert:

1. In § 17 Absatz 2 Satz 5 und Absatz 3 Satz 4, § 18 Absatz 2
Satz 5, § 20 Absatz 5 Satz 5 und § 25 Absatz 6 Satz 4 wird
jeweils die Textstelle „der bzw. dem Hamburgischen Daten-
schutzbeauftragten“ durch die Textstelle „der bzw. dem
Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit“ ersetzt.

2. In § 37 Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2 Satz 3 wird jeweils die
Textstelle „die oder der Hamburgische Datenschutzbeauf-
tragte“ durch die Textstelle „die bzw. der Hamburgische

Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit“
ersetzt.

3. In § 44 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird die Textstelle „des
Hamburgischen Datenschutzbeauftragten“ durch die Text-
stelle „der oder des Hamburgischen Beauftragten für
Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  2 4

Änderung der Schul-Datenschutzverordnung

Die Schul-Datenschutzverordnung vom 20. Juni 2006
(HmbGVBl. S. 349), geändert am 20. November 2007 
(HmbGVBl. S. 404), wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Absatz 4 Satz 2 wird die Textstelle „Der Hamburgi-
sche Datenschutzbeauftragte“ durch die Textstelle „Die
bzw. der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und
Informationsfreiheit“ ersetzt.

2. In § 10 Absatz 2 Satz 3 wird die Textstelle „der oder dem
Hamburgischen Datenschutzbeauftragten“ durch die Text-
stelle „der bzw. dem Hamburgischen Beauftragten für
Datenschutz und Informationsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  2 5

Änderung der Wohngelddatenabgleichsverordnung

In § 4 Satz 2 und § 6 Absatz 2 Satz 2 der Wohngelddatenab-
gleichsverordnung vom 6. Juni 2006 (HmbGVBl. S. 280), geän-
dert am 6. März 2007 (HmbGVBl. S. 96), wird auf Grund von 
§ 37b Absatz 6 des Wohngeldgesetzes in der Fassung vom 7. Juli
2005 (BGBl. I S. 2030, 2797), zuletzt geändert am 13. Dezember
2007 (BGBl. I S. 2904, 2928), und Artikel 80 Absatz 4 des
Grundgesetzes jeweils die Textstelle „Die oder der Hamburgi-
sche Datenschutzbeauftragte“ durch die Textstelle „Die bzw.
der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit“ ersetzt.

A r t i k e l  2 6

Änderung der Durchführungsverordnung zum Hundegesetz

In § 11 Absatz 4 Satz 5 der Durchführungsverordnung zum
Hundegesetz vom 21. März 2006 (HmbGVBl. S. 115, 116) wird
die Textstelle „der bzw. dem Hamburgischen Datenschutzbe-
auftragten“ durch die Textstelle „der bzw. dem Hamburgischen
Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit“
ersetzt.

A r t i k e l  2 7

Änderung des Gesetzes über die Untersuchungsausschüsse
der Hamburgischen Bürgerschaft

In § 21 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über die Unter-
suchungsausschüsse der Hamburgischen Bürgerschaft vom 
27. August 1997 (HmbGVBl. S. 427), zuletzt geändert am 
20. Dezember 2007 (HmbGVBl. 2008 S. 25), wird der Punkt am
Ende durch ein Komma ersetzt und folgende Textstelle ange-
fügt „auch soweit der Hamburgische Beauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit Aufgaben nach dem Hambur-
gischen Informationsfreiheitsgesetz wahrnimmt.“

A r t i k e l  2 8

Außerkrafttreten

Das Hamburgische Informationsfreiheitsgesetz vom 11. April
2006 (HmbGVBl. S. 167) wird aufgehoben.

Ausgefertigt Hamburg, den 17. Februar 2009.

Der Senat
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A r t i k e l  1

Zustimmung zum Staatsvertrag

(1) Dem in der Zeit vom 8. März 2008 bis 5. Juni 2008 unter-
zeichneten Staatsvertrag über die Errichtung einer gemein-
samen Einrichtung für Hochschulzulassung wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft
veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel
18 Absatz 1 Satz 1 in Kraft tritt, ist im Hamburgischen Gesetz-
und Verordnungsblatt bekannt zu geben.

A r t i k e l  2

Teilnahme am Serviceverfahren

(1) Die Hochschulen können sich bei ihren Auswahl- und
Zulassungsverfahren durch die Stiftung für Hochschulzu-
lassung nach Artikel 4 des Staatsvertrages unterstützen lassen.
Dabei können sie auch Befugnisse bei der Auswahl und Zu-
lassung von Bewerberinnen und Bewerbern auf die Stiftung
übertragen. 

(2) Hochschulen, die die Unterstützung der Stiftung nach
Absatz 1 in Anspruch nehmen, können der Stiftung die hierfür
erforderlichen personenbezogenen Daten übermitteln.

A r t i k e l  3

Auswahlverfahren der Hochschule

(1) Die Entscheidung im Auswahlverfahren nach Artikel 10
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Staatsvertrages wird von der
Hochschule nach dem Grad der Eignung und Motivation der
Bewerberin oder des Bewerbers für den gewählten Studiengang
und den angestrebten Beruf getroffen. Für die Feststellung 
des Grades der Eignung und Motivation gilt § 5 Absätze 2 
und 3 des Hochschulzulassungsgesetzes vom 28. Dezember
2004 (HmbGVBl. S. 515), geändert am 22. Dezember 2006
(HmbGVBl. S. 614, 624), entsprechend.

(2) Die Hochschule kann die Zahl der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer am Auswahlverfahren begrenzen.

(3) Das Nähere regelt die Hochschule durch Satzung, die
von den für den Erlass von Studien- und Prüfungsordnungen

zuständigen Selbstverwaltungsgremien zu beschließen und
vom Präsidium der Hochschule zu genehmigen ist.

A r t i k e l  4
Verordnungsermächtigungen

Die in dem Staatsvertrag vorgesehenen Rechtsverordnun-
gen erlässt der Senat. Er kann die Ermächtigung zum Erlass
dieser Rechtsverordnungen auf die zuständige Behörde weiter
übertragen.

A r t i k e l  5
Änderung des Hochschulzulassungsgesetzes

§ 2 des Hochschulzulassungsgesetzes vom 28. Dezember
2004 (HmbGVBl. S. 515), geändert am 22. Dezember 2006
(HmbGVBl. S. 614, 624), erhält folgende Fassung:

„§ 2
Zulassungsbeschränkte Studiengänge, 

Zulassungszahlen, Kapazitätsermittlung

(1) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
nach Anhörung der Hochschulen zu bestimmen, in welchen
Studiengängen Zulassungsbeschränkungen bestehen und wel-
che Zulassungszahlen für diese Studiengänge gelten.

(2) Für die Festsetzung der Zulassungszahlen nach Absatz 1
gilt Artikel 6 des Staatsvertrages über die Errichtung 
einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung vom
8. März 2008 bis 5. Juni 2008  (HmbGVBl. S. 37) entsprechend.
Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das
Nähere über die Normwerte und die Kapazitätsermittlung
nach Satz 1 zu regeln.

(3) Der Senat kann die Ermächtigungen nach Absatz 1 und
nach Absatz 2 Satz 2 durch Rechtsverordnung auf die zu-
ständige Behörde weiter übertragen.“

A r t i k e l  6
Inkrafttreten

Mit Inkrafttreten des Staatsvertrages tritt das Gesetz 
zum Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen vom 
21. November 2006 (HmbGVBl. S. 569) außer Kraft.

Gesetz
zum Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen

Einrichtung für Hochschulzulassung

Vom 17. Februar 2009

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 17. Februar 2009.

Der Senat
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Abschnitt 1

Errichtung und Aufgaben der Stiftung

A r t i k e l  1

Gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung

(1) 1Die Länder kommen überein, im Zusammenwirken mit
der Hochschulrektorenkonferenz eine gemeinsame Einrich-
tung für Hochschulzulassung zu schaffen. 2Die gemeinsame
Einrichtung wird als Stiftung des öffentlichen Rechts nach
dem Recht des Landes Nordrhein-Westfalen mit Sitz in Dort-
mund errichtet.

(2) Die Stiftung trägt die Bezeichnung „Stiftung für Hoch-
schulzulassung“ (im Folgenden: Stiftung).

A r t i k e l  2

Aufgaben der Stiftung

Die Stiftung hat die Aufgabe,

1. nach Maßgabe des nachfolgenden Abschnitts 2 die die Leis-
tungen der Stiftung in Anspruch nehmenden Hochschulen
bei der Durchführung der Zulassungsverfahren zu unter-
stützen,

2. nach Maßgabe des nachfolgenden Abschnitts 3 das zentrale
Vergabeverfahren durchzuführen.

A r t i k e l  3

Organe der Stiftung

1Die Organe der Stiftung, ihre Zusammensetzung, Auf-
gaben und Verfahren regelt das Stiftungsgesetz. 2Dabei muss
gewährleistet sein, dass

1. dem Entscheidungsorgan alle Länder angehören und die
Hochschulen mit derselben Anzahl von Mitgliedern vertre-
ten sind,

2. in Angelegenheiten nach Art. 2 Nr. 1 Beschlüsse nicht gegen
die Mehrheit der Vertreter der Hochschulen zustande kom-
men,

3. in Angelegenheiten nach Art. 2 Nr. 2 allein die Länder
stimmberechtigt sind.

Abschnitt 2

Serviceverfahren (Abschnitt 1, Artikel 2, Nr. 1)

A r t i k e l  4

Dienstleistungsaufgabe

(1) Nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts unterstützt
die Stiftung die Hochschulen bei der Durchführung der Zulas-
sungsverfahren insbesondere durch die Einrichtung eines

Staatsvertrag
über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung 

für Hochschulzulassung

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: „die Länder“ genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:
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Bewerbungsportals mit Information und Beratung der Studi-
enbewerberinnen und -bewerber, Aufbereitung der Bewerber-
daten, Abgleich der Mehrfachzulassungen sowie Vermittlung
von nichtbesetzten Studienplätzen.

(2) Die Stiftung wird ermächtigt,

1. die Anzahl der Studienwünsche je Bewerberin oder Bewer-
ber zu beschränken, wobei die Zahl von 12 Studienwün-
schen nicht unterschritten werden darf,

2. die Bewerberinnen und Bewerber zu verpflichten, ihre Stu-
dienwünsche in eine verbindliche Reihenfolge zu bringen.

Abschnitt 3

Zentrales Vergabeverfahren (Abschnitt 1, Artikel 2, Nr. 2)

A r t i k e l  5

Aufgaben im zentralen Vergabeverfahren

(1) Im zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Auf-
gabe

1. Studienplätze für das erste Fachsemester an staatlichen
Hochschulen in Auswahlverfahren zu vergeben,

2. die Hochschulen bei der Durchführung des Auswahlverfah-
rens nach Art. 10 Absatz 1 Nr. 3 zu unterstützen,

3. für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungs-
zahlen zu sorgen.

(2) 1Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche
sowie für ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, die
Deutschen gleichgestellt sind. 2Deutschen gleichgestellt sind
Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats der Euro-
päischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige
und Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberechti-
gung besitzen. 3Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer
Personen mit Deutschen auf Grund zwischenstaatlicher Ver-
einbarungen sind zu berücksichtigen.

A r t i k e l  6

Kapazitätsermittlung und Festsetzung 
von Zulassungszahlen

(1) 1Für die Vergabe von Studienplätzen in Studiengängen,
die in das zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind, sind
Zulassungszahlen nach Artikel 12 Absatz 1 Nr. 8 und nach
Maßgabe des Landesrechts festzusetzen. 2Zulassungszahl ist
die Zahl der von der einzelnen Hochschule höchstens aufzu-
nehmenden Bewerberinnen und Bewerber in einem Studien-
gang. 3Sie wird auf der Grundlage der jährlichen Aufnahme-
kapazität festgesetzt. 4Zulassungszahlen dürfen nur für einen
bestimmten Zeitraum, höchstens für die Dauer eines Jahres,
festgesetzt werden.

(2) 1Die Zulassungszahlen sind so festzusetzen, dass nach
Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorgaben und unter Be-
rücksichtigung der räumlichen und fachspezifischen Gegeben-
heiten eine erschöpfende Nutzung der Ausbildungskapazität
erreicht wird; die Qualität in Forschung und Lehre, die ge-
ordnete Wahrnehmung der Aufgaben der Hochschule, ins-
besondere in Forschung, Lehre und Studium sowie in der
Krankenversorgung, sind zu gewährleisten. 2Bei der Er-
probung neuer Studiengänge und -methoden, bei der Neuord-
nung von Studiengängen und Fachbereichen und beim Aus-
oder Aufbau der Hochschulen können Zulassungszahlen
abweichend von Satz 1 festgesetzt werden.

(3) 1Die jährliche Aufnahmekapazität wird auf der Grund-
lage des Lehrangebots, des Ausbildungsaufwands und weiterer
kapazitätsbestimmender Kriterien ermittelt. 2Dem Lehran-
gebot liegen die Stellen für das hauptamtlich tätige wissen-
schaftliche Personal, soweit ihm Lehraufgaben übertragen
sind, die Lehraufträge und die dienstrechtlichen Lehrver-
pflichtungen zugrunde unter Berücksichtigung festgelegter
Reduzierungen, insbesondere im medizinischen Bereich für
Krankenversorgung und diagnostische Leistungen. 3Der
Ausbildungsaufwand ist durch studiengangspezifische Norm-
werte festzusetzen, die den Aufwand festlegen, der für die
ordnungsgemäße Ausbildung einer oder eines Studierenden in
dem jeweiligen Studiengang erforderlich ist. 4Bei der Fest-
setzung von Normwerten sind ausbildungsrechtliche Vor-
schriften sowie der Ausbildungsaufwand in gleichartigen und
vergleichbaren Studiengängen zu beachten. 5Die Normwerte
haben eine gleichmäßige und erschöpfende Auslastung der
Hochschulen zu gewährleisten; in diesem Rahmen sind die
Hochschulen bei der Gestaltung von Lehre und Studium frei.
6Die Normwerte werden durch Rechtsverordnung festgesetzt.
7Weitere kapazitätsbestimmende Kriterien sind insbesondere
die räumlichen und sächlichen Gegebenheiten, zusätzliche
Belastungen auf Grund der bisherigen Entwicklung der Studi-
enanfängerzahl und der Zahl der Studierenden, die Ausstat-
tung mit nichtwissenschaftlichem Personal, das Verbleibe-
verhalten der Studierenden (Schwund) und die besonderen
Gegebenheiten in den medizinischen Studiengängen, insbe-
sondere eine ausreichende Zahl von für die Lehre geeigneten
Patientinnen und Patienten.

(4) Vor der Festsetzung von Zulassungszahlen legt die
Hochschule der zuständigen Landesbehörde einen Bericht mit
ihren Kapazitätsberechnungen vor.

(5) Bei der Feststellung der Aufnahmekapazität gemäß
Absatz 3 bleiben Maßnahmen zum Ausgleich zusätzlicher
Belastungen auf Grund der bisherigen Entwicklung der Studi-
enanfängerzahl und der Zahl der Studierenden unberücksich-
tigt; sie sind gesondert auszuweisen.

A r t i k e l  7

Einbeziehung von Studiengängen

(1) 1In das zentrale Vergabeverfahren ist ein Studiengang
zum frühestmöglichen Zeitpunkt einzubeziehen, wenn für ihn
für alle staatlichen Hochschulen Zulassungszahlen festgesetzt
sind und zu erwarten ist, dass die Bewerberzahl die Gesamtzahl
der zur Verfügung stehenden Studienplätze übersteigt, soweit
nicht wegen der Art der Zugangsvoraussetzungen oder der
Auswahlmaßstäbe den Hochschulen die Entscheidung vorbe-
halten wird. 2Das Gleiche gilt, wenn aus anderen Gründen eine
zentrale Vergabe der Studienplätze sinnvoll ist.

(2) Bei der Einbeziehung eines Studiengangs in das zentrale
Vergabeverfahren ist insbesondere festzulegen,

1. für welchen Bewerberkreis die Einbeziehung gilt,

2. für welche Fälle den Hochschulen die Entscheidung vorbe-
halten bleibt.

(3) In den einbezogenen Studiengängen findet ein Auswahl-
verfahren nach Artikel 8 bis 10 statt.

(4) 1Die Einbeziehung eines Studiengangs in das zentrale
Vergabeverfahren kann befristet werden. 2Die Einbeziehung ist
aufzuheben, wenn die Voraussetzungen dafür entfallen sind
oder ein Bedürfnis für eine zentrale Vergabe der Studienplätze
nicht mehr besteht.
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A r t i k e l  8

Auswahlverfahren

(1) 1In einem Auswahlverfahren werden die Bewerberinnen
und Bewerber nach den Artikeln 9 und 10 sowie nach Absatz 4
ausgewählt. 2Bei den Bewerbungen für diese Studienplätze 
dürfen sechs Ortswünsche in einer Rangliste angegeben wer-
den. 3Die ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber werden
in den Fällen des Artikels 10 Absatz 1 Nr. 3 von der Hochschule
zugelassen. 4Im Übrigen werden sie den einzelnen Hochschu-
len möglichst nach ihren Ortswünschen und, soweit notwen-
dig, in den Fällen des Artikels 10 Absatz 1 Nr. 1 vor allem nach
dem Grad der nachgewiesenen Qualifikation für das gewählte
Studium, in allen anderen Fällen vor allem nach den für die
Ortswahl maßgebenden sozialen, insbesondere familiären und
wirtschaftlichen Gründen zugewiesen. 5Ist danach im Einzel-
fall keine Zulassung möglich, rückt die rangnächste Bewerbe-
rin oder der rangnächste Bewerber der jeweiligen Gruppe nach,
sofern sie oder er sich für eine Hochschule beworben hat, an der
noch Studienplätze frei sind.

(2) Den Bewerberinnen und Bewerbern dürfen keine Nach-
teile entstehen

1. aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Artikel 12a des
Grundgesetzes und der Übernahme solcher Dienstpflichten
und entsprechender Dienstleistungen auf Zeit bis zur
Dauer von drei Jahren,

2. aus dem Entwicklungsdienst nach dem Entwicklungs-
helfergesetz vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549) in der jeweils
geltenden Fassung,

3. aus der Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres nach
dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen sozialen 
Jahres vom 17. August 1964 (BGBl. I S. 640) in der jeweils
geltenden Fassung oder aus der Ableistung eines freiwilli-
gen ökologischen Jahres nach dem Gesetz zur Förderung
eines freiwilligen ökologischen Jahres vom 17. Dezember
1993 (BGBl. I S. 2118) in der jeweils geltenden Fassung
oder im Rahmen eines von der Bundesregierung geförder-
ten Modellprojektes,

4. aus der Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren
oder einer pflegebedürftigen Person aus dem Kreis der
sonstigen Angehörigen bis zur Dauer von drei Jahren.

(3) Wer zum Bewerbungsstichtag das 55. Lebensjahr vollen-
det hat, wird an einem Auswahlverfahren nur beteiligt, wenn
für das beabsichtigte Studium unter Berücksichtigung der per-
sönlichen Situation schwerwiegende wissenschaftliche oder
berufliche Gründe sprechen.

(4) Studienplätze nach Artikel 11 Absatz 3, bei denen die
Zulassung auf den ersten Teil des Studiengangs beschränkt ist,
weil das Weiterstudium an einer deutschen Hochschule nicht
gewährleistet ist, können auch durch das Los vergeben wer-
den.

A r t i k e l  9

Vorabquoten

(1) 1In einem Auswahlverfahren sind bis zu zwei Zehntel
der zur Verfügung stehenden Studienplätze vorzubehalten für:

1. Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des
Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten
würde,

2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entspre-
chender Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in
Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben,

3. ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie
nicht Deutschen gleichgestellt sind,

4. Bewerberinnen und Bewerber, die in einem noch nicht
abgeschlossenen Studiengang die Qualifikation für das
gewählte Studium erworben haben,

5. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in
einem anderen Studiengang abgeschlossen haben (Bewer-
berinnen und Bewerber für ein Zweitstudium),

6. in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine
sonstige Studienberechtigung verfügen.

2Die Quote nach Satz 1 Nr. 6 soll nur gebildet werden, wenn zu
erwarten ist, dass der Anteil der ihr unterfallenden Bewerbe-
rinnen und Bewerber an der Bewerbergesamtzahl mindestens
eins vom Hundert beträgt; wird die Quote nicht gebildet,
erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10.

(2) 1Die Quoten nach Absatz 1 Satz 1 können für die Stu-
dienplätze je Studienort oder für die Gesamtzahl aller Studien-
plätze gebildet werden. 2Daneben kann bestimmt werden, dass
der Anteil der Studienplätze für die Bewerbergruppen nach
Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 bis 6 an der Gesamtzahl der Studienplätze
je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der Anteil der
jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl. 3Nicht
in Anspruch genommene Studienplätze aus der Quote nach
Absatz 1 Nr. 3 werden nach Artikel 10 Absatz 1 Nr. 3 vergeben.
4Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten
nach Absatz 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und 6 werden nach Artikel 10 
Absatz 1 Nr. 2 vergeben.

(3) 1Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn beson-
dere, vor allem soziale und familiäre Gründe in der Person der
Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige Aufnahme des
Studiums zwingend erfordern. 2Wer geltend macht, aus nicht
selbst zu vertretenden Umständen daran gehindert gewesen zu
sein, einen für die Berücksichtigung bei der Auswahl nach
Artikel 10 Absatz 1 Nr. 1 und 2 besseren Wert zu erreichen, wird
mit dem nachgewiesenen Wert an der Vergabe der Studien-
plätze in diesen Quoten beteiligt.

(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4
werden nach dem Grad der Qualifikation ausgewählt.

(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5
werden nach den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und
nach den für die Bewerbung für ein weiteres Studium maßgeb-
lichen Gründen ausgewählt.

(6) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6
werden in erster Linie unter Qualifikationsgesichtspunkten
ausgewählt.

(7) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 unter-
fällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen wer-
den; Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt.

A r t i k e l  1 0

Hauptquoten

(1) 1Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der
Studienplätze nach Artikel 9 verbleibenden Studienplätze nach
folgenden Grundsätzen vergeben:

1. zu einem Fünftel der Studienplätze an jeder Hochschule
durch die Stiftung nach dem Grad der Qualifikation für das
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gewählte Studium. Qualifikationsgrade, die nur geringfügig
voneinander abweichen, können als ranggleich behandelt
werden. Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Nachweise
innerhalb eines Landes und im Verhältnis der Länder
untereinander hinsichtlich der jeweiligen Anforderungen
und Bewertungen vergleichbar sind. Solange die Vergleich-
barkeit im Verhältnis der Länder untereinander nicht
gewährleistet ist, werden für die Auswahl der Studienbe-
werberinnen und -bewerber Landesquoten gebildet. Die
Quote eines Landes bemisst sich zu einem Drittel nach sei-
nem Anteil an der Gesamtzahl der Bewerberinnen und
Bewerber für den betreffenden Studiengang (Bewerberan-
teil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der
Gesamtzahl der Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjähri-
gen (Bevölkerungsanteil); für die Länder Berlin, Bremen
und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten
um drei Zehntel erhöht. Bei der Berechnung des Bewerbe-
ranteils werden nur Personen berücksichtigt, die eine
Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die von allen
Ländern gegenseitig anerkannt ist;

2. zu einem Fünftel der Studienplätze nach der Dauer der 
Zeit seit dem Erwerb der Qualifikation für den gewählten
Studiengang (Wartezeit). Zeiten eines Studiums an einer
deutschen Hochschule werden auf die Wartezeit nicht ange-
rechnet;

3. im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines
Auswahlverfahrens. Die jeweilige Hochschule vergibt die
Studienplätze in diesem Verfahren nach Maßgabe des je-
weiligen Landesrechts insbesondere

a) nach dem Grad der Qualifikation,

b) nach den gewichteten Einzelnoten der Qualifikation für
das gewählte Studium, die über die fachspezifische Eig-
nung Auskunft geben,

c) nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studierfähig-
keitstests,

d) nach der Art einer Berufsausbildung oder Berufstätigkeit,

e) nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durch-
zuführenden Gesprächs mit den Bewerberinnen und 
Bewerbern, das Aufschluss über die Motivation der Be-
werberin oder des Bewerbers und über die Identifikation
mit dem gewählten Studium und dem angestrebten Beruf
geben sowie zur Vermeidung von Fehlvorstellungen über
die Anforderungen des Studiums dienen soll,

f) auf Grund einer Verbindung von Maßstäben nach den
Buchstaben a bis e.

2Bei der Auswahlentscheidung muss dem Grad der Qualifi-
kation ein maßgeblicher Einfluss gegeben werden. 3Die
Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlver-
fahren kann begrenzt werden. 4In diesem Fall entscheidet
die Hochschule über die Teilnahme nach einem der in Satz
2 Buchstabe a bis d genannten Maßstäbe, nach dem Grad
der Ortspräferenz oder nach einer Verbindung dieser Maß-
stäbe. 5 Bewerberinnen und Bewerber, die nach Nummer 1
oder 2 ausgewählt wurden, nehmen am Auswahlverfahren
nicht teil.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 kann bei Rang-
gleichheit eine Verbindung der Maßstäbe nach Absatz 1 Nr. 1
und 2 vorgesehen werden.

(3) 1Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 nach
Anwendung der Absätze 1 und 2 Ranggleichheit, wird vorran-
gig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 2

angehört. 2Besteht danach noch Ranggleichheit, kann eine Ent-
scheidung durch das Los vorgesehen werden.

(4) Aus den Quoten nach Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 nicht in
Anspruch genommene Studienplätze werden nach Absatz 1 
Nr. 3 vergeben.

A r t i k e l  1 1

Verfahrensvorschriften

(1) 1Wer nach Artikel 10 Absatz 1 Nr. 3 von einer Hoch-
schule ausgewählt worden ist, wird von der Hochschule zuge-
lassen. 2Wer nicht ausgewählt worden ist, erhält von der Hoch-
schule einen auf die Auswahl in ihrem Verfahren beschränkten
Ablehnungsbescheid. 3Ein Widerspruchsverfahren gegen Be-
scheide der Hochschulen findet nicht statt.

(2) Die Stiftung ermittelt in den Quoten nach Artikel 9 
Absatz 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und 6, Artikel 10 Absatz 1 Nr. 1 und 2
sowie Artikel 8 Absatz 4 auf Grund der Bewerbungsunterlagen
nach den jeweiligen Zulassungsbestimmungen, an welcher
Hochschule eine Zulassung erfolgen kann und erlässt den
Zulassungsbescheid.

(3) Soweit an einer Hochschule für den ersten Teil eines Stu-
diengangs eine höhere Ausbildungskapazität als für spätere
Teile dieses Studiengangs besteht, wird die Zulassung auf den
ersten Teil des Studiengangs beschränkt.

(4) Die Hochschule ist verpflichtet, die von der Stiftung
Zugelassenen einzuschreiben, wenn die übrigen Einschreib-
voraussetzungen vorliegen.

(5) Ein Widerspruchsverfahren gegen Bescheide der Stif-
tung über die Zulassungsanträge findet nicht statt.

(6) 1Beruht die Zulassung durch die Hochschule oder 
die Stiftung auf falschen Angaben im Zulassungsantrag, wird
sie zurückgenommen; ist die Zulassung sonst fehlerhaft, kann
sie zurückgenommen werden. 2Nach Ablauf eines Jahres ist 
die Rücknahme der Zulassung durch die Stiftung ausgeschlos-
sen.

(7) Die Stiftung ist nach Maßgabe der Rechtsverordnungen
nach Artikel 12 berechtigt, Versicherungen an Eides statt zu
verlangen und abzunehmen.

A r t i k e l  1 2

Rechtsverordnungen

(1) Die Länder bestimmen durch Rechtsverordnungen die
Einzelheiten des Verfahrens und der dabei anzuwendenden
inhaltlichen Kriterien, insbesondere:

1. die Auswahlkriterien (Artikel 8 und 9 sowie 10 Absatz 1 
Nr. 1 und 2),

2. die Quoten nach Artikel 9 Absatz 1,

3. den Ablauf des Bewerbungsverfahrens, insbesondere die
Fälle, in denen Bewerbungen an die Stiftung zu richten sind,
einschließlich der Fristen; dabei kann die Verpflichtung zur
elektronischen Antragstellung vorgesehen werden;

4. den Ablauf des Vergabeverfahrens sowie die Vergabe nicht
in Anspruch genommener oder aus anderen Gründen frei
gebliebener Plätze auch an Bewerberinnen und Bewerber,
die die Fristen versäumt haben,

5. die Vergabe der Studienplätze nach Artikel 8 Absatz 4,

6. die Einbeziehung und die Aufhebung der Einbeziehung
von Studiengängen,
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7. die Normwerte sowie die Kapazitätsermittlung nach Art. 6,

8. die Festsetzung von Zulassungszahlen nach Art. 6, soweit
das Landesrecht dafür keine andere Rechtsform vorsieht;

9. die Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen nach Artikel 5
Absatz 2 Satz 3.

(2) Die Rechtsverordnungen der Länder nach Absatz 1
müssen übereinstimmen, soweit dies für eine zentrale Vergabe
der Studienplätze notwendig ist.

A r t i k e l  1 3

Beschlussfassung

(1) Die Stiftung beschließt über

1. Vorschläge für die von den Ländern zu erlassenden Rechts-
verordnungen (Artikel 12), 

2. die Einbeziehung von Studiengängen in das zentrale Ver-
gabeverfahren (Artikel 7 Absatz 1),

3. die Aufhebung der Einbeziehung (Artikel 7 Absatz 4).

(2) 1In diesen Angelegenheiten ist das Entscheidungsorgan
der Stiftung beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der
Vertreterinnen und Vertreter der Länder anwesend ist. 2Ein
Land kann die Vertreterin oder den Vertreter eines anderen
Landes zur Ausübung des Stimmrechts ermächtigen.

(3) 1In Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 ist eine Mehrheit
von drei Viertel der Stimmen der Ländervertreterinnen und
Ländervertretern erforderlich. 2Im Falle des Absatzes 1 Nr. 3
genügt die Mehrheit der Stimmen der Ländervertreterinnen
und Ländervertreter. 

A r t i k e l  1 4

Staatlich anerkannte Hochschulen

1Staatlich anerkannte Hochschulen können auf Antrag des
Landes mit Zustimmung des Trägers in das zentrale Vergabe-
verfahren einbezogen werden. 2Die Entscheidung trifft die
Stiftung. 3Öffentliche nichtstaatliche Fachhochschulen gelten
als staatlich anerkannte Hochschulen im Sinne dieses Staats-
vertrages.

Abschnitt 4

Finanzierung, Ordnungswidrigkeiten, 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

A r t i k e l  1 5

Finanzierung

(1) Die Aufgaben nach Artikel 2 Nr. 1 erfüllt die Stiftung im
Auftrag der Hochschulen und auf deren Kosten.

(2) 1Zur Durchführung der Aufgaben nach Artikel 2 Nr. 2
verpflichten sich die Länder, der Stiftung die erforderlichen
Mittel als Zuschuss zur Verfügung zu stellen. 2Der Betrag wird
von den Ländern nach dem Königsteiner Schlüssel in der
jeweils geltenden Fassung aufgebracht. 3Der Wirtschaftsplan
der Stiftung bedarf der Zustimmung der Finanzministerkon-
ferenz mit einer Mehrheit von zwei Dritteln. 4Die Anteilsbe-
träge der Länder werden im Laufe eines jeden Haushaltsjahres
in zwei Teilbeträgen zum 1. Januar und zum 1. Juni nach den
Ansätzen des Wirtschaftsplans fällig. 5Über- und Minder-
zahlungen gegenüber dem sich nach der Jahresrechnung erge-

benden Finanzbedarf werden bei dem zweiten Teilbetrag des
folgenden Haushaltsjahres ausgeglichen.

A r t i k e l  1 6

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer bei einer Bewerbung
gegenüber der Stiftung vorsätzlich oder fahrlässig falsche
Angaben über die für die Vergabe der Studienplätze maßgeb-
lichen Daten macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
fünftausend Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die
Stiftung.

A r t i k e l  1 7

Auflösung der Zentralstelle

(1) 1Mit der Errichtung der Stiftung ist die gemäß Art.1 
Absatz 1 des Staatsvertrags über die Vergabe von Studien-
plätzen vom 20. Oktober 1972 errichtete Zentralstelle für die
Vergabe von Studienplätzen (im Folgenden: Zentralstelle) auf-
gelöst. 2Aufgaben, Rechte und Verbindlichkeiten der Zentral-
stelle gehen auf die Stiftung über. 3Die Übernahme des Perso-
nals und des Vermögens der Zentralstelle durch die Stiftung
richtet sich nach dem für die Länder unmittelbar geltendem
Bundesbeamtenrecht und dem Recht des Sitzlandes. 4Die Plan-
stellen der Zentralstelle verbleiben bis zu ihrem Freiwerden als
Planstellen ohne Besoldungsaufwand im Haushalt des Sitz-
landes, das die darauf geführten Beamtinnen und Beamten zur
Tätigkeit bei der Stiftung zuweist. 5Die Einzelheiten regelt das
Stiftungsgesetz.

(2) 1Die Stiftung erstattet im Rahmen des jährlichen Wirt-
schaftplans die Kosten für bereits vorhandene und zukünftige
Versorgungsempfänger. 2Nach einer Übergangszeit von drei
Jahren nach Einrichtung der Stiftung müssen Einnahmen, die
für die Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 2 Nr. 1 erzielt wer-
den, auch in dem Umfang zur Deckung der Versorgungslasten
herangezogen werden, in dem das Personal Aufgaben nach
Artikel 2 Nr. 1 wahrnimmt.

A r t i k e l  1 8

Schlussvorschriften

(1) 1Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Tag des Monats in Kraft,
der auf den Monat folgt, in dem die letzte Ratifikationsurkunde
bei der Staatskanzlei des Sitzlandes der Stiftung hinterlegt ist.
2Er findet erstmals auf das nach seinem in Kraft treten un-
mittelbar nachfolgende Vergabeverfahren Anwendung. 3Der
Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen vom 22. Juni
2006 tritt mit Abschluss des Vergabeverfahrens außer Kraft, das
dem Vergabeverfahren nach Satz 2 vorangeht.

(2) Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land durch
schriftliche Erklärung gegenüber den übrigen vertragschlie-
ßenden Ländern zum Schluss eines Kalenderjahres mit einer
Frist von einem Jahr gekündigt werden.

(3) 1Nach Außerkrafttreten dieses Staatsvertrages ist die
Stiftung aufzulösen. 2Bedienstete, die nach Auflösung der 
Zentralstelle der Stiftung zugewiesen oder von dieser über-
nommen wurden und die nicht durch Kündigung entlassen
werden können, sind nach Möglichkeit von den Ländern in
geeignete Verwaltungsbereiche zu übernehmen. 3Die Vor-
schriften des Sitzlandes über die beamtenrechtlichen Folgen
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bei Auflösung von Behörden bleiben unberührt. 4Die Länder
sind verpflichtet, dem Sitzland alle in Ausführung dieses
Staatsvertrages entstehenden Aufwendungen für Verpflich-
tungen, die über das Ende dieses Staatsvertrages hinaus be-
stehen bleiben, anteilig nach Maßgabe des Königsteiner

Schlüssels zu erstatten. 5Über die Verwendung des von der Stif-
tung von der Zentralstelle übernommenen Vermögens
beschließen die Kultusministerkonferenz und die Finanzmi-
nisterkonferenz der Länder mit einer Mehrheit von jeweils
zwei Dritteln der Stimmen.

Für das Land Baden-Württemberg: Oettinger
Stuttgart, den 5. Juni 2008

für den Freistaat Bayern: Dr. G. Beckstein
München, den 14. April 2008

für das Land Berlin: Klaus Wowereit
Berlin, den 10. April 2008

für das Land Brandenburg: M. Platzeck
Potsdam, den 10. April 2008

für die Freie Hansestadt Bremen: Jens Böhrnsen
Bremen, den 28. April 2008

für die Freie und Hansestadt Hamburg: Ole von Beust
Hamburg, den 17. April 2008

für das Land Hessen: R. Koch
Wiesbaden, den 5. April 2008

für das Land Mecklenburg-Vorpommern: H. Ringstorff
Schwerin, den 27. Mai 2008

für das Land Niedersachsen: Chr. Wulff
Hannover, den 6. April 2008

für das Land Nordrhein-Westfalen: Rüttgers
Düsseldorf, den 10. April 2008

für das Land Rheinland-Pfalz: Kurt Beck
Mainz, den 16. April 2008

für das Saarland: Peter Müller
Saarbrücken, den 8. März 2008

für den Freistaat Sachsen: Milbradt
Dresden, den 10. April 2008

für das Land Sachsen-Anhalt: Böhmer
Magdeburg, den 7. April 2008

für das Land Schleswig-Holstein: Peter Harry Carstensen
Kiel, den 15. April 2008

für den Freistaat Thüringen: Dieter Althaus
Erfurt, den 9. April 2008
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A r t i k e l  1

Änderung der Hamburgischen Bauordnung 

§ 68 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember
2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am 11. April 2006
(HmbGVBl. S. 157), wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 wird die Textstelle „Schallschutz, Wärmeschutz
und Erschütterungsschutz“ ersetzt durch die Wörter „Wär-
meschutz und die Energieeinsparung sowie an den Schall-
schutz und Erschütterungsschutz“. 

2. In Absatz 2 werden die Wörter „zur Standsicherheit und
zum Brandschutz“ ersetzt durch die Textstelle „zur Stand-
sicherheit, zum Brandschutz, Wärmeschutz und zur Ener-
gieeinsparung“.

3. In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Standsicherheit und
den Brandschutz“ ersetzt durch die Textstelle „Standsicher-
heit, den Brandschutz, Wärmeschutz und die Energie-
einsparung“.

A r t i k e l  2

Änderung der Bauvorlagenverordnung

§ 3 Absatz 2 Satz 1 der Bauvorlagenverordnung vom
31. Januar 2006 (HmbGVBl. S. 71), geändert am 25. September
2007 (HmbGVBl. S. 337), wird wie folgt geändert:

1. Hinter Nummer 5 werden folgende neue Nummern 6 und 7
eingefügt:

„6. die Nachweise des Wärmeschutzes und zur Energie-
einsparung (§ 16), 

7. der Energieausweis nach § 18 der Energieeinsparver-
ordnung vom 24. Juli 2007 (BGBl. I S. 1519) in der
jeweils geltenden Fassung,“. 

2. Die bisherigen Nummern 6 bis 8 werden Nummern 8 bis 10.

A r t i k e l  3

Änderung der Prüfverordnung 

Die Prüfverordnung vom 14. Februar 2006 (HmbGVBl.
S. 79, 222), geändert am 23. Mai 2006 (HmbGVBl. S. 261), wird
wie folgt geändert:

1. In § 13 Absatz 2 Satz 1 werden hinter dem Wort „Nach-
weise“ die Wörter „sowie die Einhaltung der Anforderun-
gen an den Wärmeschutz und die Energieeinsparung“ ein-
gefügt.

2. In § 21 Absatz 1 wird die Textstelle „dem Technischen Über-
wachungs-Verein Nord e.V.“ ersetzt durch die Textstelle
„dem Technischen Überwachungs-Verein Nord Systems
GmbH & Co. KG“.

A r t i k e l  4

Änderung der Baugebührenordnung 

Anlage 1 der Baugebührenordnung vom 23. Mai 2006
(HmbGVBl. S. 261), zuletzt geändert am 2. Dezember 2008
(HmbGVBl. S. 409), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift zu Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4 Prüfung der Nachweise der Standsicherheit, des Brand-
schutzes, des Wärmeschutzes und zur Energieeinspa-
rung nach § 68 HBauO“.

2. Die bisherige Nummer 4.12 wird Nummer 4.11.1.

3. Hinter Nummer 4.11.1 wird folgende neue Nummer 4.12
eingefügt:

„4.12 Prüfung der Einhaltung der Anforderungen an den
Wärmeschutz und die Energieeinsparung 5 v. H. der
Gebühr nach Nummer 4.1“.

4. Hinter Nummer 4.13.5 wird folgende Nummer 4.13.6
angefügt:

„4.13.6 hinsichtlich der Einhaltung der Anforderungen an
den Wärmeschutz und die Energieeinsparung
5 v. H. der Gebühr nach Nummer 4.1“.

A r t i k e l  5

Übergangsbestimmung

Dieses Gesetz gilt für alle Vorhaben, für die nach seinem
Inkrafttreten bauordnungsrechtliche Genehmigungsanträge
gestellt werden.

Gesetz
zur Sicherstellung klimaschutzrechtlicher Anforderungen

im Baugenehmigungsverfahren
Vom 17. Februar 2009

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 17. Februar 2009.

Der Senat
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